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Öffentlich-rechtliche Vereinbarung 

 zur Bildung eines gemeinsamen Gutachterausschusses 

„Markgräflerland-Breisgau“  

zwischen  

der Stadt Müllheim 

vertreten durch Herrn Bürgermeister Martin Löffler 

(im Folgenden: „übernehmende Gemeinde“) 

und  

der Gemeinde Ballrechten-Dottingen 

vertreten durch Herrn Bürgermeister Patrick Becker 

der Gemeinde Bötzingen 

vertreten durch Herrn Bürgermeister Dieter Schneckenburger 

der Gemeinde Eichstetten am Kaiserstuhl 

vertreten durch Herrn Bürgermeister Michael Bruder 

der Gemeinde Eschbach 

vertreten durch Herrn Bürgermeister Mario Schlafke 

der Gemeinde Gottenheim 

vertreten durch Herrn Bürgermeister Christian Riesterer 

der Stadt Heitersheim 

vertreten durch Herrn Bürgermeister Christoph Zachow 

der Gemeinde Ihringen 

vertreten durch Herrn Bürgermeister Benedikt Eckerle 

der Gemeinde March 

vertreten durch Herrn Bürgermeister Helmut Mursa 
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der Gemeinde Merdingen 

vertreten durch Herrn Bürgermeister Martin Rupp 

der Gemeinde Münstertal 

vertreten durch Herrn Bürgermeister Rüdiger Ahlers 

der Stadt Neuenburg am Rhein 

vertreten durch Herrn Bürgermeister Joachim Schuster 

der Gemeinde Umkirch 

vertreten durch Herrn Bürgermeister Walter Laub 

und der Stadt Vogtsburg im Kaiserstuhl 

vertreten durch Herrn Bürgermeister Benjamin Bohn 

(im Folgenden: „abgebende Städte/Gemeinden“)  

 

Stand: 06.05.2021 (Endfassung) 

AZ: 625.21:0001/3/4  
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Vorbemerkung: 

Die Stadt Müllheim (übernehmende Gemeinde) und die Städte/Gemeinden Ballrechten-Dot-

tingen, Bötzingen, Eichstetten am Kaiserstuhl, Eschbach, Gottenheim, Heitersheim, Ihringen, 

March, Merdingen, Münstertal, Neuenburg am Rhein, Umkirch und Vogtsburg im Kaiserstuhl 

(abgebende Städte/Gemeinden) schließen zur Bildung eines gemeinsamen Gutachteraus-

schusses „Markgräflerland-Breisgau“ aufgrund von § 1 Absatz 1 Satz 2 der Verordnung der 

Landesregierung über die Gutachterausschüsse, Kaufpreissammlungen und Bodenrichtwerte 

nach dem Baugesetzbuch (Gutachterausschussverordnung – GuAVO) in Verbindung mit § 25 

des Gesetzes über kommunale Zusammenarbeit (GKZ) folgende öffentlich-rechtliche Verein-

barung: 

§ 1: Gegenstand der Vereinbarung:  

(1) Die abgebenden Städte/Gemeinden übertragen die Bildung von Gutachterausschüssen 

nach § 1 Absatz 1 Satz 2 GuAVO auf die Stadt Müllheim (übernehmende Gemeinde). 

 

(2) Die Stadt Müllheim (übernehmende Gemeinde) erfüllt anstelle der abgebenden Städte/Ge-

meinden die nach Bundes- und Landesrecht, insbesondere jedoch nach der Gutachter-

ausschussverordnung (GuAVO) sowie nach dem Baugesetzbuch (BauGB) übertragenen 

Aufgaben des Gutachterausschusses, in eigener Zuständigkeit.  

Sie übernimmt die übertragenen Aufgaben uneingeschränkt und in eigener Verantwortung. 

Sämtliche mit den übertragenen Aufgaben verbundenen Rechte und Pflichten gehen mit 

Wirksamwerden der Vereinbarung auf die Stadt Müllheim (übernehmende Gemeinde) 

über. Sie erfüllt die Aufgabe in ihren Amtsräumen. 

 

(3) Die abgebenden Städte/Gemeinden verpflichten sich, ihre jeweiligen Gutachterausschuss-

gebührensatzungen sowie die maßgeblichen Ziffern des Gebührenverzeichnisses der je-

weiligen Verwaltungsgebührensatzung zum 01.07.2021 aufzuheben. Der Stadt Müllheim 

(übernehmende Gemeinde) ist ein Protokollauszug der entsprechenden Gremiumssitzung 

zu übersenden. 

 

(4) Diese Form der Zusammenarbeit kann um andere Städte/Gemeinden erweitert werden, 

soweit die Städte/Gemeinden im selben Landkreis liegen und benachbart sind (§ 1 Absatz 

1 Satz 2 GuAVO). Ein Beitritt weiterer Städte/Gemeinden bedarf der Zustimmung der Stadt 

Müllheim (übernehmende Gemeinde) sowie der jeweils abgebenden Stadt/Gemeinde. 

 

§ 2: Zusammensetzung des Gutachterausschusses, Gutachterbestellung 

(1) Zur Erfüllung der Aufgabe wird bei der Stadt Müllheim (übernehmende Gemeinde) ein Gut-

achterausschuss gebildet. Dieser trägt die Bezeichnung  

„Gemeinsamer Gutachterausschuss „Markgräflerland-Breisgau“  

bei der Stadt Müllheim“  

(nachstehend "gemeinsamer Gutachterausschuss" genannt). 
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(2) Die abgebenden Städte/Gemeinden benennen in Abstimmung mit der Geschäftsstelle des 

gemeinsamen Gutachterausschusses nach Maßgabe von § 192 Absatz 3 Baugesetzbuch 

(BauGB) in der Grundstückswertermittlung und sonstigen Wertermittlungen erfahrene Per-

sonen, die vom Gemeinderat der Stadt Müllheim (übernehmende Gemeinde) zu ehren-

amtlichen Gutachter*innen bestellt werden. Die Anzahl der Mitglieder*innen (Gutachter*in-

nen) des gemeinsamen Gutachterausschusses wird von der Stadt Müllheim (überneh-

mende Gemeinde) in Abstimmung mit den abgebenden Städten/Gemeinden bzw. ggf. wei-

teren abgebenden Städten/Gemeinden festgelegt. Die Benennung erfolgt in der Weise, 

dass die Beteiligten, d.h. abgebende Städte/Gemeinden und die Stadt Müllheim (überneh-

mende Gemeinde), berechtigt sind, pro angefangene 5.000 Einwohner je eine/n Gutach-

ter*in vorzuschlagen. Für die Ermittlung der Einwohnerzahl findet § 143 Gemeindeordnung 

(GemO) entsprechend Anwendung.  

 

(3) Wächst eine Stadt/Gemeinde und erreicht innerhalb der Amtsperiode die nächsthöhere 

Größenklasse, so stellt sie trotzdem erst in der darauffolgenden Amtsperiode eine/n Gut-

achter*in mehr. Schrumpft eine Stadt/Gemeinde und fällt innerhalb der Amtsperiode in die 

nächstniedrigere Größenklasse, so stellt sie trotzdem erst in der darauffolgenden Amtspe-

riode eine/n Gutachter*in weniger. 

 

(4) Der/die Vorsitzende, seine/ihre zwei Stellvertreter*innen sollen vom Gemeinderat der Stadt 

Müllheim (übernehmende Gemeinde) für die gesetzlich vorgeschriebene Amtsperiode auf 

Basis eines rollierenden Systems bestellt werden:  

 

Legislaturperiode 1  (1.1.2021 – 31.12.2024) 

Vorsitz: Vorschlagsrecht Bad Krozingen 

   1. Stellvertretung: Vorschlagsrecht Breisach am Rhein 

   2. Stellvertretung: Vorschlagsrecht Müllheim 

 

Legislaturperiode 2  (1.1.2025 – 31.12.2028) 

Vorsitz: Vorschlagsrecht Breisach am Rhein  

   1. Stellvertretung: Vorschlagsrecht Müllheim 

   2. Stellvertretung: Vorschlagsrecht Bad Krozingen  

 

Legislaturperiode 3  (1.1.2029 – 31.12.2032) 

Vorsitz: Vorschlagsrecht Müllheim 

   1. Stellvertretung: Vorschlagsrecht Bad Krozingen 

   2. Stellvertretung: Vorschlagsrecht Breisach am Rhein 

Nach Ablauf Legislaturperiode 3 beginnt das rollierende System wieder wie oben beschrie-

ben von vorne (Beginn bei Legislaturperiode 1 über 2 und 3 in einer „Endlosschleife“).  

 

(5) Die Stadt Müllheim (übernehmende Gemeinde) gewährleistet, dass bei Belangen der be-

teiligten Städte/Gemeinden (z.B. Bodenrichtwerte, Gutachten etc.) vorrangig die bestellten 

Gutachter*innen der Wohnsitzkommune herangezogen werden. Näheres regelt die Ge-

schäftsordnung des gemeinsamen Gutachterausschusses.  
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(6) Das Vorschlagsrecht für die als ehrenamtliche Gutachter*innen zu bestellenden Vertre-

ter*innen des Finanzamtes und dessen/deren Stellvertreter*innen obliegt der zuständigen 

Finanzbehörde (§ 2 Absatz 2 GuAVO). 

 

§ 3: Geschäftsstelle des gemeinsamen Gutachterausschusses 

(1) Die Geschäftsstelle des gemeinsamen Gutachterausschusses wird bei der Stadt Müllheim 

(übernehmende Gemeinde) eingerichtet (§ 8 Absatz 1 GuAVO). Diese trägt die Bezeich-

nung  

„Geschäftsstelle des gemeinsamen Gutachterausschusses  

„Markgräflerland-Breisgau“ bei der Stadt Müllheim“  

(nachstehend „Geschäftsstelle des gemeinsamen Gutachterausschusses" genannt). 

 

(2) Der Geschäftsstelle obliegt nach Weisung des/der Vorsitzenden des Gutachterausschus-

ses die Erledigung der laufenden Verwaltungsaufgaben.  

 

(3) Die Stadt Müllheim (übernehmende Gemeinde) verpflichtet sich, die für eine sachgerechte 

Aufgabenerfüllung erforderliche und geeignete Personal- und Sachmittelausstattung zu 

gewährleisten (§ 1a GuAVO). Die Stadt Müllheim (übernehmende Gemeinde) besetzt die 

Geschäftsstelle mit eigenem Personal. Die hierfür erforderlichen Personalentscheidungen 

obliegen der Stadt Müllheim. Die Stadt Müllheim (übernehmende Gemeinde) verpflichtet 

sich weiter, eine regelmäßige fachliche Fortbildung der Mitarbeiter*innen der Geschäfts-

stelle und der Gutachter*innen sicherzustellen.  

 

§ 4: Übergang der Aufträge 

(1) Die bisher bei den Geschäftsstellen der Gutachterausschüsse der abgebenden Städte/Ge-

meinden oder ihrer Zusammenschlüsse (z.B. Gemeindeverwaltungsverband Müllheim-Ba-

denweiler) beantragten und noch nicht fertig gestellten Verkehrswertgutachten gehen auf 

den gemeinsamen Gutachterausschuss über. Auf § 6 Absatz 7 dieser Vereinbarung wird 

verwiesen. 
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§ 5 Mitwirkung der abgebenden Städte/Gemeinden bei der Erfüllung der Aufgabe 

(1) Die abgebenden Städte/Gemeinden stellen der Geschäftsstelle des gemeinsamen Gut-
achterausschusses mit Inkrafttreten dieser Vereinbarung ihren Geodatenbestand, wenn 
möglich in digitaler Form, zur Erfüllung der Aufgabe kostenfrei zur Verfügung. Hierzu ge-
hören unter anderem: 

 Daten des amtlichen Liegenschaftskatasterinformationssystems (ALKIS), 

 Daten über Altlasten, 

 Bodenrichtwertkarten, 

 Flächennutzungsplan, 

 Daten zu Ver- und Entsorgungsleitungen (Wasser, Abwasser...), 

 Höhenlinien, 

 Orthofotos, 

 Schutzgebiete, 

 Karten und Lagepläne zu kommunalen Satzungen, insbesondere Bebauungspläne 

(zeichnerischer Teil), alte Ortsbaupläne, Sanierungsgebiete, 

 Bauakten, 

 Baulasten, 

 Daten über den Erschließungszustand von Straßen, 

 Daten zum Denkmalschutz, 

 Daten zu Bodenordnungsmaßnahmen (freiwillige Bodenordnungsmaßnahmen, Umle-

gungen, Grenzregelungen, Flurbereinigungen), 

 Daten zu städtebaulichen Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen, 

 Daten zu Verfügungs- und Veränderungssperren. 

 

(2) Sobald die digitalen Geodatenbestände bei den abgebenden Städten/Gemeinden aktuali-
siert werden, übergeben diese das entsprechende Update / den aktualisierten 
Datenbestand spätestens zwei Wochen nach dem Update an die Geschäftsstelle des ge-

meinsamen Gutachterausschusses. 

 

(3) Die abgebenden Städte/Gemeinden stellen der Geschäftsstelle des gemeinsamen Gut-

achterausschusses den jeweiligen amtlichen Straßenschlüssel in Papierform und als elekt-

ronische Datei (Excel-Format) zur Verfügung.  

 

(4) Die abgebenden Städte/Gemeinden ermöglichen den Mitarbeiter*innen der Geschäfts-
stelle des gemeinsamen Gutachterausschusses kostenfrei Zugriff auf alle bei ihr vorhan-
denen und zur Erfüllung der Aufgaben erforderlichen Daten. Hierzu gehören unter ande-
rem die 

 Bauakten, 

 Baulasten, 

 Daten über den Erschließungszustand von Straßen, 

 Daten zum Denkmalschutz, 

 Daten zu Bodenordnungsmaßnahmen (freiwillige Bodenordnungsmaßnahmen, 

 Umlegungen, Grenzregelungen, Flurbereinigungen), 

 Daten zu städtebaulichen Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen, 

 Daten zu Verfügungs- und Veränderungssperren, 

 Einwohnermeldedaten. 
 



 

S e i t e  7 | 15 

 

(5) Die abgebenden Städte/Gemeinden benennen der Geschäftsstelle des gemeinsamen 
Gutachterausschusses eine/n ständige/n Ansprechpartner*in, welche/r die Unterlagen bei 
der jeweiligen abgebenden Stadt/Gemeinde erhebt und der Geschäftsstelle des gemein-
samen Gutachterausschusses innerhalb von zwei Wochen nach Anforderung übersendet. 
Die Unterlagen werden nach Gebrauch von der Geschäftsstelle des gemeinsamen Gut-
achterausschusses an die jeweilige abgebende Stadt/Gemeinde zurückgegeben, soweit 
es sich um Originale handelt. 

 
(6) Die abgebenden Städte/Gemeinden ermächtigen die Mitarbeiter*innen der Geschäftsstelle 

des gemeinsamen Gutachterausschusses auf das elektronische Grundbuch und die 

Grundakten für die Grundstücke im Gebiet der jeweiligen abgebenden Stadt/Gemeinde 

zuzugreifen, soweit dies zur Erfüllung der Aufgabe erforderlich oder sachdienlich ist. Ent-

sprechende Anträge zum automatisierten Abrufverfahren aus den maschinell geführten 

Grundbüchern der abgebenden Städte/Gemeinden und der Stadt Müllheim (überneh-

mende Gemeinde) bei der Grundbuchdatenzentrale Baden-Württemberg werden von der 

Geschäftsstelle des gemeinsamen Gutachterausschusses gestellt. 

 

(7) Die abgebenden Städte/Gemeinden ermächtigen die Mitarbeiter*innen der Geschäftsstelle 

des gemeinsamen Gutachterausschusses Daten bei Dritten zu erheben, soweit dies zur 

Erfüllung der Aufgabe erforderlich oder sachdienlich ist. 

 

(8) Die bei den abgebenden Städten/Gemeinden oder ihrer Zusammenschlüsse (z.B. Ge-

meindeverwaltungsverband March-Umkirch) eingehenden Urkunden, die für den gemein-

samen Gutachterausschuss bestimmt sind, werden von den abgebenden Städten/Ge-

meinden spätestens innerhalb einer Woche in verschlossenem Umschlag an die Ge-

schäftsstelle des gemeinsamen Gutachterausschusses weitergeleitet. 

 

(9) Die abgebenden Städte/Gemeinden tragen dafür Sorge, dass mit Ablauf des auf das Wirk-

samwerden dieser Vereinbarung vorangegangenen Tages die Dienststempel der jeweili-

gen Gutachterausschüsse entwertet werden. Die Bestellung von ehrenamtlichen Gutach-

ter*innen durch die abgebenden Städte/Gemeinden ist mit dem Wirksamwerden dieser 

Vereinbarung durch den/die jeweilige/n Bürgermeister*in zu widerrufen (§ 4 Absatz 1 Gu-

AVO). Der Stadt Müllheim (übernehmende Gemeinde) ist ein durch den/die jeweilige/n 

Bürgermeister*in bestätigter Nachweis zu § 5 Absatz 9 Satz 1 und 2 zu übersenden. 

 

§ 6: Gebührenerhebung, Kostenbeteiligung  

(1) Die Stadt Müllheim (übernehmende Gemeinde) erhebt für Amtshandlungen im Rahmen 

der ihr übertragenen Aufgabengebiete Gebühren und Auslagenersatz in eigener Zustän-

digkeit. Sie kann im Rahmen der ihr übertragenen Aufgabengebiete Satzungen erlassen, 

die für das gesamte Gebiet der Beteiligten gelten; dies gilt nicht für die Erhebung von Steu-

ern.  
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(2) Die abgebenden Städte/Gemeinden beteiligen sich an den nicht durch Gebühren und Aus-

lagen nach Absatz 1 gedeckten laufenden Personal- und Sachaufwendungen der Stadt 

Müllheim (übernehmende Gemeinde), die durch die Aufgabenerfüllung des gemeinsamen 

Ausschusses und der Geschäftsstelle des gemeinsamen Ausschusses entstehen, ent-

sprechend den nach § 6 Abs. 6 dieser Vereinbarung. festgelegten Kostenverteilungs-

schlüsseln. 

 

(3) Da zur Einnahme der Arbeitsbereitschaft unstreitig eine Vorbereitungsphase nötig ist, für 

die noch keine Daten als Grundlage für die Berechnung der Kostenverteilungsschlüssel 

vorliegen, ist es vorgesehen, dass den beteiligten Städten/Gemeinden – d.h. neben den 

diese öffentlich-rechtlich Vereinbarung zu Beginn schließenden Städte/Gemeinden (die 

Beteiligten) auch weitere beitrittswillige Städte/Gemeinden in den jeweiligen Erweiterungs-

phasen - im gemeinsamen Gutachterausschuss „Markgräflerland-Breisgau“ nur die tat-

sächlich anfallenden Kosten der Stadt Müllheim für die Anschubfinanzierung am Projekt-

ende in Rechnung gestellt werden („Spitzabrechnung“).  

a. Die beteiligten Städte/Gemeinden vereinbaren im Vorgriff auf die vorgenannte 

Spitzabrechnung eine Anschubfinanzierung als pauschale Einmalzahlung i.H.v. 2 

€ pro Einwohner*in. Mit dieser Anschubfinanzierung ist gleichzeitig der Aufwand für 

die rückwirkende Erfassung und Auswertung der Kauffälle auf dem Gebiet der ab-

gebenden Städte/Gemeinden ab sechs Monate vor Inkrafttreten der Vereinbarung 

abgegolten. Die Anschubfinanzierung wird vier Wochen nach Vertragsschluss fäl-

lig, Verzug ist in § 286 Abs. 3 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) geregelt. 

b. Die Einwohnerzahl richtet sich dabei nach den zuletzt vor Vertragsschluss vorlie-

genden Zahlen des Statistischen Landesamtes (Ergebnisse der Bevölkerungsfort-

schreibung auf Basis des Zensus). 

c. Am Projektende kann es so zu Rückzahlungen oder Nachforderungen der tatsäch-

lich angefallenen Kosten der Stadt Müllheim für die Anschubfinanzierung an die 

beteiligten Städte/Gemeinden kommen. Projektende ist hierbei die Einnahme der 

Zielgliederung unter Herstellung deren Arbeitsbereitschaft.  

d. Ein klarer zeitlicher Schnitt zwischen den notwendigen Vorarbeiten in den jeweili-

gen Erweiterungsphasen und dem operativen Betrieb ist hierbei zwingend notwen-

dig und wird aus Transparenzgründen klar kommuniziert sowie laufend durch die 

buchhalterische Erfassung „operativer Betrieb“/“Anschubfinanzierung“ sicherge-

stellt. Für den Nachweis der tatsächlich angefallenen Kosten der Stadt Müllheim 

für die Anschubfinanzierung hat die Stadt Müllheim (übernehmende Gemeinde) ge-

eignete Kostennachweise zu führen. Anstelle eines Einzelnachweises können Per-

sonal- und Sachkosten auch mit Pauschalwerten angesetzt werden, die gemäß den 

anerkannten Grundsätzen „Kosten eines Arbeitsplatzes“ der Kommunalen Ge-

meinschaftsstelle für Verwaltungsmanagement (KGSt) in der jeweils gültigen Fas-

sung ermittelt wurden. 

e. Es wird darauf hingewiesen, dass die Kosten der Anschubfinanzierung und die 

hierfür anfallenden Finanzierungsbeiträge nach aktueller Rechtslage der gesetzli-

chen Umsatzsteuerpflicht unterliegen, soweit sie dem privatwirtschaftlichen Be-

reich zuzurechnen sind. 
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(4) Alle anfallenden Aufwendungen und Erträge des gemeinsamen Gutachterausschusses 

und seiner Geschäftsstelle, sowohl in der Vorbereitungsphase (Anschubfinanzierung) als 

auch im operativen Betrieb, werden von der Stadt Müllheim wie folgt gebucht: 

 

(i) Hoheitlicher Bereich („Hoheitsbetrieb“): 

Hierzu gehören alle mit 

 der Führung der Kaufpreissammlung (§ 193 Absatz 5 BauGB), 

 der Ableitung von Bodenrichtwerten (§ 196 BauGB) und der sonstigen für die Werter-

mittlung erforderlichen Daten (§ 193 Absatz 5 BauGB) sowie 

 der Erteilung von Auskünften jeglicher Art 

einhergehenden Tätigkeiten (Personal- und Sachkosten) und Gebühreneinnahmen der 

Verwaltungsgebührensatzung (Erträge). 

 

(ii) Privatwirtschaftlicher Bereich („Betrieb gewerblicher Art“): 

Hierzu gehören alle mit 

 der Erstattung von Gutachten über den Verkehrswert von bebauten und unbebauten 

Grundstücken sowie von Rechten an Grundstücken 

einhergehenden Tätigkeiten (Personal- und Sachkosten) und Gebühreneinnahmen der 

Gutachterausschussgebühren- und Verwaltungsgebührensatzung (Erträge). 

 

(5) Der Saldo aus Einnahmen und Ausgaben (Abmangel) wird für den hoheitlichen Bereich 

(„Hoheitsbetrieb“) und den privatwirtschaftlichen Bereich („Betrieb gewerblicher Art“) je-

weils getrennt ermittelt. Es findet aus Gründen der Umsatzbesteuerung des privatwirt-

schaftlichen Bereichs („Betrieb gewerblicher Art“) keine Verrechnung untereinander statt. 

 

(6) Für die Weiterberechnung des Abmangels (Saldo aus Einnahmen und Ausgaben) werden 

zur Kostenverteilung folgende zwei Kostenverteilungsschlüssel vereinbart: 

 

(i) Für den hoheitlichen Bereich („Hoheitsbetrieb“): 

Das Verhältnis der Kauffälle eines Jahrgangs auf dem Gebiet der jeweiligen Körperschaft 

im Verhältnis zur Gesamtzahl aller erfassten Kauffälle eines Jahrgangs. 

(ii) Für den privatwirtschaftlichen Bereich („Betrieb gewerblicher Art“): 
Das Verhältnis der Anzahl der Gutachten eines Jahrgangs auf dem Gebiet der jeweiligen 
Körperschaft im Verhältnis zur Gesamtzahl aller erstatteten Gutachten eines Jahrgangs. 
 

Als Kauffall im Sinne dieses Kostenverteilungsschlüssels gelten alle Flurstücke bzw. Flur-

stücksanteile (Miteigentumsanteile), die in Verträgen behandelt werden, die dem Gut-

achterausschuss nach § 195 BauGB übersandt werden. 

 

Als Gutachten im Sinne dieses Kostenverteilungsschlüssels gelten alle in einem Jahrgang 

bei der Geschäftsstelle des Gutachterausschusses beantragten Gutachten im Sinne des 

§ 193 Absatz 1 BauGB, die unter einem Jahrgang geführt werden, unabhängig vom Zeit-

punkt ihrer Fertigstellung. 
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Es wird darauf hingewiesen, dass die Kosten und die Finanzierungsbeiträge des privat-

wirtschaftlichen Bereichs („Betrieb gewerblicher Art“) und die hierfür anfallenden Finanzie-

rungsbeiträge nach aktueller Rechtslage der gesetzlichen Umsatzsteuerpflicht unterliegen. 

(7) Hinsichtlich der Gebühren für Verkehrswertgutachten, die bis zum Inkrafttreten dieser Ver-

einbarung bei den abgebenden Städten/Gemeinden bzw. ihrer Zusammenschlüsse (z.B. 

Gemeindeverwaltungsverband Müllheim-Badenweiler) beantragt wurden, vereinbaren die 

Stadt Müllheim (übernehmende Gemeinde) und die abgebenden Städte/Gemeinden im 

Innenverhältnis, dass der Stadt Müllheim (übernehmende Gemeinde) die eingenommenen 

Gebühren auf der Grundlage der Gutachterausschussgebührensatzung des gemeinsamen 

Gutachterausschusses zustehen. Auf § 4 Absatz 1 dieser Vereinbarung wird verwiesen. 

 

(8) Maßgeblicher Abrechnungszeitraum ist das Haushaltsjahr. Grundlage für die Ermittlung 

der Personal- und Sachaufwendungen nach den vorgenannten Absätzen bilden dabei ins-

besondere: 

 die tatsächlichen Personalaufwendungen für die zur Aufgabenerfüllung notwendigen 

Beschäftigten und Beamten,  

 die zu zahlenden Entschädigungen für die ehrenamtlichen Gutachter gemäß § 14 Gu-

AVO, 

 die Kosten für die dienstlich notwendigen Fortbildungen, 

 die sich bei sparsamer und wirtschaftlicher Haushaltsführung aus dem notwendigen 

Personaleinsatz ergebenden Sachkosten aller Arbeitsplätze des gemeinsamen Gut-

achterausschusses sowie der gemeinsamen Geschäftsstelle, ermittelt auf Grundlage 

der Personal- und Versorgungsaufwendungen im Gutachterausschusswesen des ab-

zurechnenden Jahres unter Berücksichtigung der anteiligen Verwaltungsgemeinkos-

ten nach den anerkannten Grundsätzen „Kosten eines Arbeitsplatzes“ der KGSt, 

 die notwendigen Lizenzgebühren für spezielle EDV-Programme im Gutachteraus-

schuss (Kaufpreissammlung, Wertermittlungsprogramm). 

 

Für den Nachweis der Personal- und Sachaufwendungen hat die Stadt Müllheim (über-

nehmende Gemeinde) geeignete Kostennachweise zu führen. Anstelle eines Einzelnach-

weises können Personal- und Sachkosten auch mit Pauschalwerten angesetzt werden, die 

gemäß den anerkannten Grundsätzen „Kosten eines Arbeitsplatzes“ der KGSt in der je-

weils gültigen Fassung ermittelt wurden. 

 

(9) Die Stadt Müllheim (übernehmende Gemeinde) ist berechtigt, Vorauszahlungen je in der 

Mitte eines Kalendervierteljahres (15.02./15.05./15.08. und 15.11.) in Höhe eines Viertels 

des sich nach dem Haushaltsplan ergebenden Umlagebedarfs von den Beteiligten zu er-

heben.  
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(10) Bis zum 30. September des Folgejahres erstellt die Stadt Müllheim (übernehmende 

Gemeinde) eine Abrechnung der im vorausgegangenen Haushaltsjahr im Zusammenhang 

mit der Aufgabenerfüllung angefallenen Aufwendungen nach § 6 dieser Vereinbarung und 

der geltend gemachten Gebühren und Auslagen. Die Erstattung des sich nach Abzug der 

Gebühren und Auslagen aus der Abrechnung ergebenen Betrages erfolgt durch die betei-

ligten Städte/Gemeinden nach Zugang der Abrechnung nach Satz 1, Verzug ist in § 286 

Abs. 3 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) geregelt. 

 

(11) Im Falle von Zahlungsrückständen sind rückständige Beträge nach den für Gebühren 

geltenden kommunalabgabenrechtlichen Vorschriften zu verzinsen bzw. Säumniszu-

schläge zu entrichten. 

 

§ 7: Verpflichtungen der beteiligten Städte/Gemeinden 

(1) Den beteiligten Städten/Gemeinden obliegt die Verpflichtung zur gegenseitigen Informa-

tion und sonstigen vertragsdienlichen Unterstützung. Von wesentlichen Ereignissen haben 

sich die beteiligten Städte/Gemeinden jeweils unaufgefordert zu unterrichten. 

 

(2) Die beteiligten Städte/Gemeinden verpflichten sich, diese Vereinbarung mit Wohlwollen 

auszustatten und nach den Regeln von Treu und Glauben zu erfüllen. 

 

(3) Die Stadt Müllheim (übernehmende Gemeinde) ist verpflichtet, den abgebenden Städ-

ten/Gemeinden jederzeit (soweit zulässig) Einsicht in die Unterlagen zu gewähren, die im 

Zusammenhang mit der Erfüllung der Aufgabe stehen.  

 

(4) Die beteiligten Städte/Gemeinden werden, soweit rechtlich zulässig, alle notwendigen Ent-

scheidungen treffen, Beschlüsse herbeiführen und sonstige Amtshandlungen vornehmen, 

die zur Durchführung der Aufgabe erforderlich oder sachdienlich sind. 

 

(5) Die Stadt Müllheim (übernehmende Gemeinde) benennt den abgebenden Städten/Ge-

meinden eine/n ständigen Ansprechpartner*in für die Erfüllung der Aufgabe. 

 

§ 8: Datenschutz 

(1) Die Stadt Müllheim (übernehmende Gemeinde) stellt durch technische und/oder organisa-
torische Maßnahmen sicher, dass die Belange des Datenschutzes berücksichtigt werden. 
Hierzu gehören unter anderem (vgl. 26. Tätigkeitsbericht des Landesbeauftragten für den 
Datenschutz in Baden-Württemberg, Landtagsdrucksacke 13/4910 S. 59 ff.), dass 

 erkennbar an den gemeinsamen Gutachterausschuss gerichtete Schreiben von der 

zentralen Poststelle der Stadt Müllheim (übernehmende Gemeinde), der Geschäfts-

stelle des gemeinsamen Gutachterausschusses ungeöffnet vorgelegt werden; 

 die Gutachter*innen darauf hingewiesen werden, dass sie die personenbezogenen Da-

ten, die sie aufgrund ihrer Tätigkeit erlangt haben, auch nach dem Ende ihrer Tätigkeit 

geheim zu halten haben; 



 

S e i t e  12 | 15 

 

 Gutachten nicht vom/von der Vorsitzenden oder anderen Personen zu Hause gefertigt 

werden, ohne dass geeignete Maßnahmen getroffen wurden, die eine Kenntnisnahme 

und Nutzung der Daten durch Mitbewohner*innen oder Besucher*innen ausschließt; 

 beim Transport personenbezogener Unterlagen zwischen Behörde und häuslichem Ar-

beitsplatz oder zwischen Behörden untereinander verschlossene Behältnisse zur Auf-

bewahrung verwendet werden; 

 die in der Registratur der erfüllenden Körperschaft aufbewahrten Gutachten (Bürofer-

tigungen), Urkunden und Akten nur dem gemeinsamen Gutachterausschuss und den 

Mitarbeitern der Geschäftsstelle des gemeinsamen Gutachterausschusses zugänglich 

sind; 

 Abschriften von Gutachten nicht bei den Gutachter*innen aufbewahrt werden; 

 Auskünfte aus der Kaufpreissammlung nicht telefonisch erteilt werden und  

 Auskünfte aus der Kaufpreissammlung nur in anonymisierter Form erteilt werden. 

 

§ 9: Haftung 

(1) Die Stadt Müllheim (übernehmende Gemeinde) verpflichtet sich, die ihr zur Erfüllung über-
tragenen Aufgaben mit der gebotenen Sorgfalt und Genauigkeit durchzuführen. 
 

(2) Die Stadt Müllheim (übernehmende Gemeinde) haftet für die von ihr eingesetzten Erfül-
lungsgehilfen und Beauftragten nach den gesetzlichen Bestimmungen. 

 
 
§ 10: Kündigung  

(1) Die Geltungsdauer dieser Vereinbarung ist nicht befristet. 

 

(2) Die abgebenden Städte/Gemeinden haben das Recht, diese Vereinbarung schriftlich zu 

kündigen. Als Kündigungsfrist werden 24 Monate zum Jahresende (31.12.) vereinbart  

(§ 25 Absatz 4 Gesetz über kommunale Zusammenarbeit (GKZ)). 

 

(3) Die Kündigung erfolgt durch Schriftform.  

 

(4) Wird die Vereinbarung gekündigt, so hat die Stadt Müllheim (übernehmende Gemeinde) 

Anspruch auf Kostenbeteiligung für die bis zum Ende der Laufzeit der Vereinbarung er-

brachten Leistungen. 

 

§ 11: Erfüllungsort und Gerichtsstand 

Erfüllungsort ist Müllheim. Gerichtsstand ist das zuständige Verwaltungsgericht. 
 
 
§ 12: Wirksamkeit, in Kraft treten 
 

(1) Der Gemeinderat der Gemeinde Ballrechten-Dottingen hat dieser Vereinbarung am   

 25.02.2021 zugestimmt. 
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(2) Der Gemeinderat der Gemeinde Bötzingen hat dieser Vereinbarung am 09.02.2021   

 zugestimmt.  

 

(3) Der Gemeinderat der Gemeinde Eichstetten am Kaiserstuhl hat dieser Vereinbarung           

 am 18.02.2021 zugestimmt.  

 

(4) Der Gemeinderat der Gemeinde Eschbach hat dieser Vereinbarung am 25.03.2021   

 zugestimmt.  

 

(5) Der Gemeinderat der Gemeinde Gottenheim hat dieser Vereinbarung am 25.03.2021   

 zugestimmt.  

 

(6) Der Gemeinderat der Stadt Heitersheim hat dieser Vereinbarung am 16.03.2021   

 zugestimmt.  

 

(7) Der Gemeinderat der Gemeinde Ihringen hat dieser Vereinbarung am 15.02.2021   

 zugestimmt.  

 

(8) Der Gemeinderat der Gemeinde March hat dieser Vereinbarung am 08.03.2021   

 zugestimmt.  

 

(9) Der Gemeinderat der Gemeinde Merdingen hat dieser Vereinbarung am 27.04.2021   

 zugestimmt.  

 

(10) Der Gemeinderat der Gemeinde Münstertal hat dieser Vereinbarung am 22.03.2021   

 zugestimmt.  

 

(11) Der Gemeinderat der Stadt Neuenburg am Rhein hat dieser Vereinbarung am   

 12.04.2021 zugestimmt.  

 

(12) Der Gemeinderat der Gemeinde Umkirch hat dieser Vereinbarung am 08.02.2021   

 zugestimmt.  

 

(13) Der Gemeinderat der Stadt Vogtsburg im Kaiserstuhl hat dieser Vereinbarung am  

 26.01.2021 zugestimmt.  

 

(14) Der Gemeinderat der Stadt Müllheim (übernehmende Gemeinde) hat dieser  

 Vereinbarung am 21.04.2021 zugestimmt. 

 

(15) Diese Vereinbarung bedarf nach § 25 Absatz 5 GKZ der Genehmigung der  

 Rechtsaufsichtbehörde. 

 

(16) Die Vereinbarung ist mit der rechtsaufsichtlichen Genehmigung von allen beteiligten    

 Städten und Gemeinden öffentlich bekanntzumachen. Sie wird am Tag nach der letzten    

     öffentlichen Bekanntmachung, frühestens jedoch am 01.07.2021, rechtswirksam. 
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(17) Die Stadt Müllheim (übernehmende Gemeinde) teilt der Zentralen Geschäftsstelle die 

Bildung des gemeinsamen Gutachterausschusses nach § 1 Absatz 1 Satz 2 GuAVO 

mit den Angaben nach § 15 Absatz 3 GuAVO unverzüglich nach Inkrafttreten dieser    

Vereinbarung mit. 

 

§ 13: Salvatorische Klausel 

Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung unwirksam sein oder werden, so wird 

dadurch die Wirksamkeit der übrigen Vereinbarung nicht berührt. Die beteiligten Städte/Ge-

meinden werden in einem solchen Fall die unwirksamen Bestimmungen durch solche erset-

zen, die dem sachlichen und wirtschaftlichen Inhalt der unwirksamen Bestimmungen soweit 

wie möglich entsprechen. Dasselbe gilt, wenn sich während der Laufzeit der Vereinbarung 

ergibt, dass die Vereinbarung durch weitere Bestimmungen ergänzt werden muss. 

 

Für die Stadt Müllheim, (übernehmende Gemeinde) 

[Ihringen, 11. Mai 2021] 

Im Original gezeichnet 

Martin Löffler, Bürgermeister 

 

Für die Gemeinde Ballrechten-Dottingen,  Für die Gemeinde Bötzingen, 

[Ihringen, 11. Mai 2021]    [Ihringen, 11. Mai 2021] 

Im Original gezeichnet    Im Original gezeichnet 

Patrick Becker, Bürgermeister   Dieter Schneckenburger, Bürgermeister 

 

Für die Gemeinde Eichstetten am Kaiserstuhl, Für die Gemeinde Eschbach,   

[Ihringen, 11. Mai 2021]    [Ihringen, 11. Mai 2021] 

Im Original gezeichnet    Im Original gezeichnet 

Michael Bruder, Bürgermeister    Mario Schlafke, Bürgermeister  

 

Für die Gemeinde Gottenheim,    Für die Stadt Heitersheim, 

[Ihringen, 11. Mai 2021]    [Ihringen, 11. Mai 2021] 

Im Original gezeichnet    Im Original gezeichnet 

Christian Riesterer, Bürgermeister   Christoph Zachow, Bürgermeister 
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Für die Gemeinde Ihringen,     Für die Gemeinde March,   

[Ihringen, 11. Mai 2021]    [Ihringen, 11. Mai 2021] 

Im Original gezeichnet    Im Original gezeichnet 

Benedikt Eckerle, Bürgermeister   Helmut Mursa, Bürgermeister 

 

Für die Gemeinde Merdingen,   Für die Gemeinde Münstertal, 

[Ihringen, 11. Mai 2021]    [Ihringen, 11. Mai 2021] 

Im Original gezeichnet    Im Original gezeichnet 

Martin Rupp, Bürgermeister    Rüdiger Ahlers, Bürgermeister 

 

Für die Stadt Neuenburg am Rhein,   Für die Gemeinde Umkirch, 

[Ihringen, 11. Mai 2021]    [Ihringen, 11. Mai 2021] 

Im Original gezeichnet    Im Original gezeichnet 

Joachim Schuster, Bürgermeister   Walter Laub, Bürgermeister  

 

Für die Stadt Vogtsburg im Kaiserstuhl, 

[Ihringen, 11. Mai 2021] 

Im Original gezeichnet 

Benjamin Bohn, Bürgermeister 
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